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Steuern
Anhängige Verfahren

BFH anhängig: Unfallkosten, Abgeltung, Entfernungspauschale,

Veranlassungszusammenhang, Erste Tätigkeitsstätte

BFH anhängig: Verfassung, Werbungskosten, Kinderfreibetrag,

Kinderbetreuungskosten, Splitting, Betriebsausgabe,

Sonderausgabe, Gerichtskosten, Fahrzeug, Alleinerziehende

BFH anhängig: Kürzung, Beitragsrückerstattung,

Krankenversicherung, Vorsorgeaufwendungen, Bonus

BFH anhängig: Bilanzänderung, Wahlrecht,

Anschaffungskosten, Minderung

BVerfG anhängig: Bewertung, Nutzungsentnahme,

Übermaßbesteuerung, 1 %-Regelung, Gesamtaufwand

BVerfG anhängig: Sonderausgabe, Außergewöhnliche

Belastung, Pflichtmitglied, gesetzliche Krankenversicherung,

private Krankenversicherung, freiwillig

BFH anhängig: Ausland, Zuständigkeit, Prüfung, Arbeitnehmer,

Entsendung, Mindestlohn

BFH anhängig: Haftung, Geschäftsführer, Zustimmung,

Verfügungsbeschränkung, Lohnsteuer, Insolvenz

BFH anhängig: Verbilligte Überlassung, Mitgliedsbeitrag,

steuerbare Leistung

Sehr geehrte Damen und Herren,

heute erhalten Sie Ihren wöchentlichen LEXinform
Newsletter mit aktuellen Meldungen.

Ihre LEXinform Newsletter-Redaktion
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Anhängige Verfahren

mehr in LEXinform 0952069 |
Einkommensteuer/Lohnsteuer

Steuern

BFH anhängig: Unfallkosten, Abgeltung,
Entfernungspauschale,
Veranlassungszusammenhang, Erste Tätigkeitsstätte

Bundesfinanzhof, VI-R-40/18, Anhängiges Verfahren vom
20.12.2018

BFH anhängig: Verfassung, Werbungskosten,
Kinderfreibetrag, Kinderbetreuungskosten,
Splitting, Betriebsausgabe, Sonderausgabe,
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Einkommensteuer/Lohnsteuer

mehr in LEXinform 0952097 |
Einkommensteuer/Lohnsteuer

Gerichtskosten, Fahrzeug, Alleinerziehende

Bundesfinanzhof, VIII-R-16/17, Anhängiges Verfahren vom
20.12.2018

BFH anhängig: Kürzung, Beitragsrückerstattung,
Krankenversicherung, Vorsorgeaufwendungen,
Bonus

Bundesfinanzhof, X-R-30/18, Anhängiges Verfahren vom 20.12.2018

BFH anhängig: Bilanzänderung, Wahlrecht,
Anschaffungskosten, Minderung

Bundesfinanzhof, XI-R-12/18, Anhängiges Verfahren vom
20.12.2018

BVerfG anhängig: Bewertung, Nutzungsentnahme,
Übermaßbesteuerung, 1 %-Regelung,
Gesamtaufwand

Bundesverfassungsgericht, 2-BvR-2129/18, Anhängiges Verfahren
vom 20.12.2018

BVerfG anhängig: Sonderausgabe,
Außergewöhnliche Belastung, Pflichtmitglied,
gesetzliche Krankenversicherung, private
Krankenversicherung, freiwillig

Bundesverfassungsgericht, 2-BvR-1733/18, Anhängiges Verfahren
vom 20.12.2018



mehr in LEXinform 0952074 | Sonstiges Steuerrecht

mehr in LEXinform 0952073 | Steuerliches
Verfahrensrecht

mehr in LEXinform 0952091 | Umsatzsteuer

mehr in LEXinform 0952092 | Umsatzsteuer

Bundesfinanzhof

mehr in LEXinform 0951313 |
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BFH anhängig: Ausland, Zuständigkeit, Prüfung,
Arbeitnehmer, Entsendung, Mindestlohn

Bundesfinanzhof, VII-R-34/18, Anhängiges Verfahren vom
20.12.2018

BFH anhängig: Haftung, Geschäftsführer,
Zustimmung, Verfügungsbeschränkung, Lohnsteuer,
Insolvenz

Bundesfinanzhof, VII-R-30/18, Anhängiges Verfahren vom
20.12.2018

BFH anhängig: Verbilligte Überlassung,
Mitgliedsbeitrag, steuerbare Leistung

Bundesfinanzhof, XI-R-21/18, Anhängiges Verfahren vom
20.12.2018

BFH anhängig: Gesellschafterbeitrag,
Vorsteuerabzug, Holding, Tochtergesellschaft,
Gestaltungsmißbrauch

Bundesfinanzhof, XI-R-22/18, Anhängiges Verfahren vom
20.12.2018

Behandlung von Einkommensteuerschulden im
Insolvenzplanverfahren

Bundesfinanzhof, VII-R-13/17, Urteil vom 23.10.2018
Einkommensteuerschulden als (ehemalige) Masseverbindlichkeiten
werden von den Wirkungen eines Insolvenzplanverfahrens
grundsätzlich nicht erfasst.



mehr in LEXinform 0950785 | Sonstiges Steuerrecht
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Grunderwerbsteuer - Rückgängigmachung eines
Erwerbsvorgangs

Bundesfinanzhof, II-R-10/16, Urteil vom 19.09.2018
Die Anwendung des § 16 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG ist ausgeschlossen,
wenn der Ersterwerber eine ihm verbliebene Rechtsposition aus
dem ursprünglichen Kaufvertrag in seinem eigenen
(wirtschaftlichen) Interesse verwertet hat.

1. 

Der Erwerber verwertet seine Rechtsposition aus dem
ursprünglichen Kaufvertrag, wenn er durch seine Unterschrift
unter den Vertrag über die Aufhebung des
Grundstückskaufvertrags mit einer grundbesitzenden
Gesellschaft bestimmen kann, wer die Anteile an dieser
Gesellschaft erwerben darf. Der Anteilserwerb selbst muss nicht
steuerbar sein.

2. 

Zolltarif: Zur Erkennbarkeit von Teilen und Zubehör

Bundesfinanzhof, VII-R-19/17, Urteil vom 23.10.2018
Sofern der Zolltarif nichts anderes bestimmt, gehören auf der
Ware fest angebrachte Etiketten oder ähnliche Kennzeichen, die
für die Funktion, den Gebrauch, die Wirkung oder das Wesen der
Ware selbst keine Bedeutung haben, nicht zu deren für die
zollrechtliche Tarifierung entscheidenden objektiven Merkmalen
und Eigenschaften.

1. 

Stellt der Zolltarif darauf ab, dass eine Ware "erkennbar"
ausschließlich oder hauptsächlich für einen bestimmten Zweck
oder als Teil oder Zubehör für bestimmte andere Waren
vorgesehen ist, muss die Erkennbarkeit im Augenblick der
Zollabfertigung gegeben sein.

2. 

Wenn der Zolltarif keine besondere Regelung trifft, genügt es,
dass ein Sachverständiger mit den ihm zur Verfügung stehenden
Erkenntnismitteln anhand der objektiven Merkmale und
Eigenschaften der Ware ihre Zweckbestimmung erkennen kann....

3. 

Zur Umsatzsteuerbefreiung von notärztlichen
Bereitschaftsdiensten

Bundesfinanzhof, V-R-37/17, Urteil vom 02.08.2018
Leistungen eines Arztes im Rahmen eines Notdienstes, die dazu
dienen, gesundheitliche Gefahrensituationen frühzeitig zu
erkennen, um sofort geeignete Maßnahmen einleiten und damit
einen größtmöglichen Erfolg einer (späteren) Behandlung
sicherstellen zu können, sind nach § 4 Nr. 14 Buchst. a UStG
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mehr in LEXinform 5021708 |
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steuerfreie Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedizin.

Kindergeldberechtigung bei ausländischem
Wohnsitz

Sächsisches Finanzgericht, 6-K-1514/17-Kg, Urteil vom 24.09.2018
Bei Anwendung des § 62 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b EStG liegt eine
Behandlung "nach § 1 Abs. 3 EStG als unbeschränkt
einkommensteuerpflichtig" nur für die Kalendermonate vor, in
denen der Kindergeldberechtigte Einkünfte i. S. d. § 49 EStG
erzielt, die nach § 1 Abs. 3 EStG der Einkommensteuer
unterliegen.

1. 

Der Anspruch auf Kindergeld gem. § 62 EStG setzt eine
tatsächlich bestehende, echte Steuerpflicht in Deutschland
voraus.

2. 

Minderung des Sonderausgabenabzugs durch
Arbeitgeberzuschüsse zur PKV

Finanzgericht Münster, 6-K-4122/14-E, Urteil vom 20.09.2018
Arbeitgeberzuschüsse zur privaten Krankenversicherung, die auf
über den Basisschutz hinausgehende Beträge entfallen, mindern
den Sonderausgabenabzug auch dann, wenn im Zuflussjahr keine
derartigen Beträge geleistet wurden.

Arbeitslohn durch Übertragung einer
Versorgungszusage auf einen Pensionsfonds

Finanzgericht Köln, 6-K-814/16, Urteil vom 27.09.2018
Arbeitslohn ist gegeben, wenn der Arbeitgeber eine
Versorgungszusage an einen Pensionsfonds überträgt und der
Arbeitnehmer durch die Übertragung einen eigenen Anspruch auf
Leistungen gegen den Pensionsfonds erwirbt.



mehr in LEXinform 5021726 |
Einkommensteuer/Lohnsteuer
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mehr in LEXinform 0449147 | Steuerliches
Verfahrensrecht

Finanzverwaltung

Zeitpunkt der Beendigung eines Hochschulstudiums
bei Nichtantritt zu einer Prüfung

Finanzgericht Mecklenburg-Vorpommern, 3-K-65/17,
Gerichtsbescheid vom 18.10.2018

Ein Hochschulstudium endet spätestens mit der Bekanntgabe des
Prüfungsergebnisses, kann aber auch bereits zuvor mit
Erbringung aller Prüfungsleistungen beendet sein. Die Ausbildung
endet auch, wenn das Kind sie (ungeachtet z. B. einer
fortbestehenden Immatrikulation) tatsächlich abbricht.

1. 

Bereits der Nichtantritt zu einer Prüfung dokumentiert den
Abbruch der Hochschulausbildung. Auf den Zeitpunkt einer
aufgrund des Nichtantritts erfolgenden Zwangsexmatrikulation
kommt es hingegen nicht an.

2. 

Abziehbarkeit anteiliger Anschaffungskosten bei der
Versteuerung von Barabfindungen im Zuge eines
Aktientausches

Finanzgericht Münster, 2-K-3516/17-E, Urteil vom 09.10.2018
Der bei einem Aktientausch gezahlte Barausgleich unterliegt
gemäß § 20 Abs. 4a Satz 2 EStG in vollem Umfang als Kapitalertrag
i.S.d. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG der Besteuerung nach § 32d Abs. 1
EStG. Ein Abzug anteiliger Anschaffungskosten ist gesetzlich nicht
vorgesehen und verfassungsrechtlich nicht geboten.

Keine Berichtigungs- oder Änderungsmöglichkeit für
das Finanzamt bei Fehlern in elektronisch
übermittelten Lohnsteuerdaten

Finanzgericht Hamburg, 3-K-69/18, Mitteilung vom 21.12.2018
Das FG Hamburg hat sich in einer Entscheidung mit den
Möglichkeiten des Finanzamtes befasst, bestandskräftige Bescheide
zu berichtigen oder zu ändern, wenn Fehler bei der elektronischen
Übermittlung von Lohnsteuerdaten eingetreten sind.



mehr in LEXinform 5236774 |
Einkommensteuer/Lohnsteuer
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Ertragsteuerliche Behandlung der
Erbengemeinschaft und ihrer Auseinandersetzung

Bundesministerium der Finanzen, IV C 6 - S-2242 / 07 / 10004,
Schreiben (koordinierter Ländererlass) vom 27.12.2018
Das BMF hat sein Schreiben zur Erbauseinandersetzung vom 14.
März 2006 aktualisiert.

Realteilung; Anwendung von § 16 Absatz 3 Satz 2 bis
4 und Absatz 5 EStG

Bundesministerium der Finanzen, IV C 6 - S-2242 / 07 / 10002,
Schreiben (koordinierter Ländererlass) vom 19.12.2018
Das BMF hat sein Schreiben zur Realteilung und Anwendung von §
16 Absatz 3 Satz 2 bis 4 und Absatz 5 EStG aktualisiert.

Abstandnahme vom Kapitalertragsteuerabzug nach
§ 44a Absatz 10 Satz 1 Nummer 3, § 44a Absatz 7
EStG in der Fassung des UStAVermG

Bundesministerium der Finanzen, IV C 1 - S-2405 / 0 :008,
Schreiben (koordinierter Ländererlass) vom 17.12.2018
Das BMF hat ein Schreiben zur Abstandnahme vom
Kapitalertragsteuerabzug nach § 44a Absatz 10 Satz 1 Nummer 3, §
44a Absatz 7 EStG in der Fassung des Gesetzes zur Vermeidung von
Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet und zur
Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften (UStAVermG)
veröffentlicht.

Steuerbescheinigungen bei American Depository
Receipts (ADRs) auf inländische Aktien

Bundesministerium der Finanzen, IV C 1 - S-2204 / 12 / 10003,
Schreiben (koordinierter Ländererlass) vom 18.12.2018
Das BMF hat zur Ausstellung von Steuerbescheinigungen bei
American Depository Receipts (ADRs) auf inländische Aktien
Stellung genommen.



mehr in LEXinform 5236767 | Umsatzsteuer
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Weitere Meldungen

mehr in LEXinform 0653592 | Steuerliches
Verfahrensrecht

Arbeit und Soziales

Umsatzsteuer-Anwendungserlass; Änderungen zum
31. Dezember 2018

Bundesministerium der Finanzen, III C 3 - S-7015 / 17 / 10002,
Schreiben (koordinierter Ländererlass) vom 14.12.2018
Das BMF hat den Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) mit
Änderungen zum 31.12.2018 veröffentlicht. Eingearbeitet wurden
die neuere Rechtsprechung sowie verschiedene redaktionelle
Änderungen.

Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen
beim Handel mit Waren im Internet und zur
Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften

Bundesministerium der Finanzen, III C 5 - S-7420 / 14 / 10005-06,
Schreiben (koordinierter Ländererlass) vom 17.12.2018
Das BMF hat u.a. die Bescheinigung über die Erfassung als
Steuerpflichtiger (Unternehmer) im Sinne von § 22f Abs. 1 Satz 2
UStG, die dem Unternehmer als Nachweis gegenüber dem
Marktplatzbetreiber dient, dass er steuerlich registriert ist,
veröffentlicht.

Wer ist für den Abschluss einer tatsächlichen
Verständigung zuständig?

Deubner Verlag, Anmerkung vom 18.12.2018
Eine wirksame tatsächliche Verständigung erfordert auf Seiten der
Finanzbehörde die Beteiligung eines Amtsträgers, der für die
Entscheidung über die Steuerfestsetzung zuständig ist.

Recht
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Gesetzliche Änderungen zum Jahreswechsel
2018/2019

Bundesregierung, Mitteilung vom 27.12.2018
Die Bundesregierung informiert über die gesetzlichen
Neuregelungen zum 01.01.2019. Unter anderem steigt der
Mindestlohn, beim Beitragssatz der Krankenversicherung zahlen
Beschäftigte und Arbeitgeber wieder den gleichen Anteil, es gibt
mehr Pflegestellen sowie Erleichterungen für pflegende Angehörige.
Der Kinderfreibetrag, das Kindergeld sowie der Grundfreibetrag
steigen und Mieter werden besser vor zu starken Mieterhöhungen
nach Modernisierung geschützt.

Altersgrenze - Hinausschieben des
Beendigungszeitpunkts

Bundesarbeitsgericht, 7-AZR-70/17, Pressemitteilung vom
19.12.2018
Das BAG hat entschieden, dass die Regelung in § 41 Satz 3 SGB VI,
die es den Arbeitsvertragsparteien ermöglicht, im Falle der
vereinbarten Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei Erreichen der
Regelaltersgrenze den Beendigungszeitpunkt durch Vereinbarung
während des Arbeitsverhältnisses hinauszuschieben, wirksam ist.

Mehrarbeitszuschläge bei Teilzeitarbeit

Bundesarbeitsgericht, 10-AZR-231/18, Pressemitteilung vom
19.12.2018
Eine Regelung in einem Tarifvertrag kann im Einklang mit § 4 Abs. 1
TzBfG dahin auszulegen sein, dass Mehrarbeitszuschläge bei
Teilzeitbeschäftigten für die Arbeitszeit geschuldet sind, die über
die Teilzeitquote hinausgeht, die Arbeitszeit einer Vollzeittätigkeit
jedoch nicht überschreitet. Das hat das BAG entschieden.

Erfolglose Verfassungsbeschwerde gegen
tarifvertragliche Differenzierungsklausel

Bundesverfassungsgericht, 1-BvR-1278/16, Pressemitteilung vom
21.12.2018
Eine unterschiedliche Behandlung gewerkschaftlich organisierter
und nicht gewerkschaftlich organisierter Arbeitnehmer in einem
Tarifvertrag verletzt nicht die negative Koalitionsfreiheit, solange
sich daraus nur ein faktischer Anreiz zum Gewerkschaftsbeitritt
ergibt, aber weder Zwang noch Druck entsteht. Mit dieser
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Begründung hat das BVerfG die Verfassungsbeschwerde eines
gewerkschaftlich nicht organisierten Beschäftigten nicht zur
Entscheidung angenommen, der sich durch eine sog.
"Differenzierungsklausel" in einem Tarifvertrag benachteiligt sah.

Keine dauerhafte Speicherung des Lichtbildes eines
Versicherten durch die Krankenkasse

Bundessozialgericht, B-1-KR-31/17-R, Pressemitteilung vom
19.12.2018
Eine Krankenkasse darf ein ihr eingereichtes Lichtbild nur so lange
speichern, bis die elektronische Gesundheitskarte hiermit
hergestellt und sie dem Versicherten übermittelt wurde. Eine
Speicherung bis zum Ende des Versicherungsverhältnisses ist
hingegen datenschutzrechtlich unzulässig. Dies hat das BSG
entschieden.

Neue Unterhaltsleitlinien des OLG Köln ab
01.01.2019

Oberlandesgericht Köln, Pressemitteilung vom 27.12.2018
Die Familiensenate des Oberlandesgerichts Köln haben ihre neuen
Unterhaltsleitlinien bekannt gegeben.

Zu Prämienanpassungen in der privaten
Krankenversicherung

Bundesgerichtshof, IV-ZR-255/17, Pressemitteilung vom 19.12.2018
Der BGH hat entschieden, dass eine vom Versicherer mit
Zustimmung eines "unabhängigen Treuhänders" vorgenommene
Prämienanpassung in der privaten Krankenversicherung nicht allein
wegen einer ggf. zu verneinenden Unabhängigkeit als unwirksam
anzusehen ist. Ist der zustimmende Treuhänder gemäß den
Vorschriften des Versicherungsaufsichtsgesetzes ordnungsgemäß
bestellt worden, so findet eine gesonderte Überprüfung seiner
Unabhängigkeit durch die Zivilgerichte im Rechtsstreit des
einzelnen Versicherungsnehmers über eine Prämienanpassung
nicht statt. Die Zivilgerichte haben aber in einem solchen
Rechtsstreit die materielle Rechtmäßigkeit der Prämienanpassung
zu überprüfen.



Branchen

mehr in LEXinform 0179700
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Wirtschaft

Aktuelle Ergebnisse des ifo-Konjunkturtests
Einzelhandel

DATEV Redaktion LEXinform, Übersicht vom 20.12.2018
In LEXinform Wirtschaft stehen für 32 Branchen des Einzelhandels
die Ergebnisse des ifo-Konjunkturtests für den Monat Dezember
2018 zur Verfügung.

Fragen und Kommentare

DATEV-Mitgliedern ist es gestattet, den LEXinform-Newsletter in
unveränderter Form auf ihrer Kanzlei-Homepage zu veröffentlichen.

Die Newsletter-Ausgaben finden Sie auch in LEXinform.
Produkthinweis: Nutzen Sie auch die wöchentlich erscheinende
Zeitschrift "LEXinform aktuell (E-Paper)" oder "LEXinform aktuell
(Print)" mit aktueller Rechtsprechung, Gesetzgebung,
Verwaltungsanweisungen und Mehrwerten wie BFH-
Kommentierungen, Praxisbeiträgen und Sonder-Rubriken
(Lohn/Personal, Immobilien im Steuerrecht, Rechnungswesen,
GmbH-Beratung und Für Kanzlei-Mitarbeiter). Weitere Informationen
zu unseren Produkten und Leistungen finden Sie hier.

Wenn Sie uns eine E-Mail schicken wollen, nutzen Sie bitte nicht die
"Antworten"-Funktion Ihres Mail-Programms, sondern senden Sie
Ihre Nachricht an: lexinform@service.datev.de.

Abbestellung oder Datenänderung
Hier können Sie den Newsletter abbestellen oder Ihre persönlichen
Daten ändern.


